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STEUERPOLITIK

hung vorstellbar, sein Modell wäre daher hinreichend 
um satzsteuerfern, um EG -verträglich zu sein, kann 
diese Bedenken nicht ausräum en. Der Reform vor­
schlag ist so konstruiert, daß die Lohnkostenzuschüsse 
unm itte lbar m it der Um satzsteuer Zusam m enhängen. 
Die Gem einden erhalten einen Teil des Aufkom mens, 
den sie, w iederum  zum Teil, d irekt an die Unternehm en 
weiterle iten. Daß die Um satzsteuerrückerstattung nach 
Maßgabe der Lohnsum m e erfolgt, dürfte in diesem  Z u­
sam m enhang von untergeordneter Bedeutung sein.

Angesichts der Unvereinbarkeit mit den EG- und 
GATT-Bestimmungen wird der sonst durchaus erw ä­
genswerte und auch entw icklungsfähige Vorschlag von 
Krause-Junk wohl nicht zu realisieren sein. Die D iskus­

sion über die G ewerbesteuerreform  muß sich auf an­
dere Lösungen konzentrieren. Im Vordergrund sollte da­
bei die auch nach Krause-Junk „in  vielerlei Beziehung 
idea le“ kom m unale W ertschöpfungsteuer stehen. Sie 
w ird von den G em einden im G rundsatz akzeptiert. Die 
von der W irtschaft vorgetragene Kritik beruht zum größ­
ten Teil auf der Fehleinschätzung, daß man mit einem 
Um satzsteuerm odell wesentlich besser fahren würde'®. 
Die Unterschiede sind jedoch keineswegs so groß, daß 
eine Erhöhung der Nettoum satzsteuer befürwortet, die 
Einführung einer kom m unalen W ertschöpfungsteuer 
aber vehem ent abgelehnt werden könnte. In diesem  Zu­
sam m enhang ist Krause-Junk zuzustim m en, wenn er 
festste llt: „M ehrw ert und W ertschöpfung klingen ja nicht 
nur ähnlich!“

'*  W enn d ie  U m satzsteuer, K rause -Jun k fo lge nd , um  e tw a sechs P ro ­
zen tpunk te  a ng ehoben  w ird, davon abe r d ie  H a lfle  an d ie  U n te rneh m en  
zuruck tließ t, kom m t es  im  D u rchsch n itt im m erh in  zu e ine r E n tlas tun g  de r 
U n te rneh m en  be im  E xp o rt in H öhe von  d re i P rozen tpun kten  d e r U m ­
satzsteuer.

Vgl. zu r P rob lem atik  de r P osition  der U n te rneh m en  A. O b e r h ä u ­
s e r :  K o m m una le  W ertsch ö p fu n g s te u e r a ls  A lte rna tive  zu r G e w e rb e ­
steuer, S ch riften re ih e  de r Indus trie - und H a nde lskam m er R e gensburg , 
H e ft 9 ,8 ,1 2 -2 2 .

Gerold K rause-Junk

Die Bedenken sind eine Einscliätzungsfrage: 
Eine Erwiderung

Wolfgang Scherf, dem ich für seine sorgfältige 
Auseinandersetzung m it m einem Vorschlag 

danke, hält in zwei Punkten m eine eigenen Bedenken 
für unnötig: pre issteigernde W irkungen würden sich 
nicht ergeben, und das notwendige Maß der Um satz­
steuererhöhung sei deutlich geringer; als von m ir ange­
geben. Darüber sollte ich glücklich sein -  kann aber 
nicht verhehlen, daß ich seine positive E inschätzung 
nicht ganz teile. Was den ersten Punkt angeht, so 
kommt es eben auf die relative Überwälzbarkeit von Ge­
werbe- und Um satzsteuern an. Und in bezug auf den 
zweiten Punkt halte ich jedenfa lls eine größere Manö- 
vherm asse für geboten, wenn das intendierte Anre izsy­
stem greifen soll.

Prof. D r G erold Krause-Junk, 52, is t O rdinarius für 
Finanzwissenschlaft am  Institut für Ausländisches  
und Internationales F inanz- und S teuerwesen der 
Universitä t Ham burg und M itg lied des W issen­
schaftlichen Beirats be im  Bundesfinanzm in iste­
rium.

In einem dritten Punkt kritisiert Scherf die seiner A n­
sicht nach im Modell enthaltene Begünstigung des Fak­
tors Arbeit. Dies sehe ich aus zwei G ründen anders. 
Zum  einen wäre es m öglicherweise sogar ein allokativer 
Vorteil, wenn auf diese W eise eine (Netto-) Verringerung 
der allseits beklagten, staatlich verursachten hohen 
Lohnnebenkosten erfolgte. Zum  anderen ist eine allge­
m eine Verbrauchsteuer w ie die Um satzsteuer in ihrer 
ökonom ischen W irkung von einer Besteuerung der 
Löhne nicht weit entfernt'. Die Lohnkostenzuschüsse 
sind also insoweit ein (unvollkom m ener) Ausgle ich für 
die Um satzsteuererhöhung.

Eine Einschätzungsfrage

Ein vie rte r Punkt allerd ings läßt nach Scherfs M ei­
nung mein Modell scheitern: es sei nicht GATT- und EG- 
verträglich. Das ist eine E inschätzungsfrage. Der

' Vgl. d ie  m ode rne  L ite ra tu r zu r K o nsum beste ue rung , z. B. W olfgang 
W  i e g a r d : D irekte  ve rsus  in d irek te  B e steue run g : E in fluß  des S teuer­
sys tem s au f d ie  w irtsch a ftlich e  E n tw ick lu ng , in : S teue rsys tem  und w irt­
scha ftlich e  E n tw ick lu ng , B e ihe fte  de r K on jun k tu rpo lit ik , H e ft 33, 1987, 
8 .6 9 .
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G rundgedanke m eines Vorschlages ist eine Verlage­
rung des „H ebesatzrechts" von der Steuer- auf die A us­
gabenseite. Die Um satzsteuerfinanzierung ist nicht 
zw ingend, sondern dient u. a. der S teuervereinfachung. 
Sie ist auch nicht an die gegenwärtige in ternationale 
G estaltung der Um satzsteuer (Durchsetzung des Be­
stim m ungslandprinzips via Grenzausgleich) gebunden, 
sondern könnte auch Bestand haben, wenn die Um satz­
steuer -  w ie z. B. vom  W issenschaftlichen Beirat beim 
Bundesw irtschaftsm in isterium  vorgeschlagen -  nach 
dem  Ursprungslandprinzip erhoben würde. So oder so 
könnte die Regelung, einm al in Kraft gesetzt, ihren Be­
zug zur Um satzsteuer weitestgehend verlieren. (Daß 

ich nach der von m ir präferierten A lternative nur um satz­

steuerpflichtige Unternehm en in die F inanzausgle ichs­

regelung einbeziehen will, liegt an m einer Abneigung, 

vom G ewerbesteuerwegfa ll begünstigte, um satzsteuer­
befreite Unternehm en, w ie z. B. Banken, in den Genuß 
von Lohnkostenzuschüssen zu bringen.)

In bezug auf die Nettobelastung von Exporten sind 
Lohnkostenzuschüsse jedenfa lls nicht anders zu wer­
ten als öffentliche Subventionen oder öffentliche Vorlei­
stungen. M eines W issens hat noch niem and aus rechtli­
chen Gründen gefordert, s ie beim G renzausgleich zu 
berücksichtigen. Im übrigen ist auch anzunehm en, daß 
die örtlichen A rbe itnehm er darauf drängen werden, daß 
ihnen die Zuschüsse zugute kom m en. Auch dies spricht 
gegen eine Berücksichtigung beim Grenzausgleich. 
Nicht anders sieht es offensichtlich das Meade-Komi- 
tee, das sogar allgem eine -  a lso örtlich nicht differen­
zierte -  Lohnzuschüsse an untere E inkommensgrup­
pen mit der von ihm vorgeschlagenen Umsatzsteuerer­
höhung verbinden will. Die Unternehm en sollen die Zu­
schüsse auszahlen und im Rahm en der Vorsteuerer­
stattung geltend machen^.

 ̂ Vgl. Ins titu te  fo r F isca l S tud ies : T he  S truc tu re  and  R e fo rm  o f Direct Ta- 
xa tion . R e po rt o f a C o m m itte e  C h a ired  by P ro fesso r J. E. M eade, Lon­
don  1978, S. 172.
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INVESTITIONEN IN 
ENTWICKLUNGSLÄNDERN
Einzel- und gesamtwirtschaftliche Analysen

Das Buch zeigt anhand einer Fallstudie, die den gesamten Text 
begleitet, in leicht nachvollziehbarer Weise, wie Informationen für 
Zwecke der Wirtschaftlichkeitsrechnung von Investitionen in 
Entwicklungsländern aufbereitet werden. Demonstriert wird auch, 
wie Planungsunterlagen und Dokumentationen (Liquiditätspläne, 
Planbilanzen u.a.) erstellt werden müssen, die eine interne Beur­
teilung von Projektideen ermöglichen. Auf der Grundlage der 
betriebswirtschaftlichen Finanzanalyse wird sodann unter Berück­
sichtigung von grundlegenden Arbeitspapieren von Weltbank und 
UNIDO mit Hilfe von Standardtableaus schrittweise eine Cost-Be- 
nefit-Analyse entwickelt. Da das Buch sowohl die Beurteilung von 
Direktinvestitionen aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht 
ermöglicht als auch die Bewertung rein inländischer Projekte in 
Entwicklungsländern zuläßt, dürfte es für alle Entwicklungsplaner 
zu einem unentbehrlichen Handbuch werden.

P M M H H M ftV ER LA G W ELTA R C H IV G M B H iH A M B U R G 1
576 W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989/XI


